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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1952 Ausgegeben am 22. Oktober 1952 42. Stück

190. Verordnung: Ausgabe von Scheidemünzen zu 5 Schilling.
1 9 1 . Verordnung: Abänderung der Elektrolokomotivführer-Verordnung.
1 9 2 . Kundmachung: Nichtanwendung des § 32 Abs. 3 des Markenschutzgesetzes hinsichtlich schweizerischer Marken.

1 9 0 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 2. September 1952 über
die Ausgabe von Scheidemünzen zu

5 Schilling.

Auf Grund des § 1 des Bundesgesetzes vom
25. Juli 1946, BGBl. Nr. 146, werden ab
25. Oktober 1952 im Wege der Oesterreichi-
schen Nationalbank Scheidemünzen zu 5 Schil-
ling mit folgender Ausstattung ausgegeben wer-
den:

Das 5-Schilling-Stück wird aus Aluminium
mit einem Magnesiumgehalt von 1'5 v. H. ge-
prägt. Es hat ein Stückgewicht von 4 g und
einen Durchmesser von 31 mm. Auf der Vorder-
seite zeigt es das Bundeswappen und darunter
das Prägejahr. Die Rückseite trägt die Wert-
ziffer „5", darunter das Wort „Schilling" und
die Umschrift „Republik Österreich". Die innere
Einfassung besteht auf beiden Seiten aus einem
flachen Stäbchen mit einer zinkenartigen Ver-
zierung auf der Rückseite. Der Rand der Münze
ist gerippt.

Die Münzen zu 5 Schilling werden bei allen
Bundes- und den übrigen öffentlichen Kassen
ohne Begrenzung zu ihrem Nennwert in Zah-
lung genommen. Ferner werden sie von den
Bundeskassen nach Maßgabe der jeweils vorhan-
denen Kassenbestände in gesetzliche Zahlungs-
mittel umgewechselt. Bei den Kassen der Oester-
reichischen Nationalbank werden sie ohne Be-
grenzung in Zahlung und in Umwechslung
gegen Banknoten angenommen.

Im Privatverkehr ist niemand verpflichtet, sie
in einem 100 S übersteigenden Betrag in Zah-
lung zu nehmen.

Figl

191 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
11. September 1952, womit die Elektroloko-
motivführer-Verordnung, BGBl. Nr. 267/

1947, abgeändert wird.

Auf Grund des § 3 Abs. 3 und § 8 Abschnitt I
lit. b des Eisenbahngesetzes vom 30. April 1943,
Deutsches RGBl. II S. 137, wird verordnet:

Der § 7 Abs. 3 der Elektrolokomotivführer-
Verordnung, BGBl. Nr. 267/1947, hat zu lauten:

„(3) Für jede Abnahme der Prüfung hat der Be-
werber eine Taxe von 50 Schilling zu entrichten.
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Werden beide Fachprüfungen gleichzeitig ab-
gelegt (§ 4 Abs. 2), so beträgt die Prüfungstaxe
für beide Prüfungen zusammen 80 Schilling. Die
Prüfungstaxe ist nach der Zulassung, jedoch vor
Ablegung der Prüfung, zu Handen des Prüfungs-
kommissärs zu erlegen."

Waldbrunner

1 9 2 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Handel und Wiederaufbau vom
4. September 1952, betreffend die Nichtan-

wendung des § 32 Abs. 3 des Markenschutz-
gesetzes hinsichtlich schweizerischer Marken.

Auf Grund des § 32 Abs. 4 des Markenschutz-
gesetzes, BGBl. Nr. 206/1947, in der Fassung der
Gewerbl. Rechtsschutz-Novelle 1951, BGBl.
Nr. 210, wird kundgemacht, daß in der Schweiz
der Schutz österreichischer Marken vom Schutz
in Österreich unabhängig ist. Bei der Anmeldung
einer schweizerischen Marke in Österreich ist
demnach ein Nachweis, daß sie in der Schweiz
registriert ist, nicht zu erbringen.

Böck-Greissau


